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§ 11 Jugendarbeit 

(1) Jungen Menschen sind die zur Förderung ihrer Entwicklung erforderlichen Angebote der  
Jugendarbeit zur Verfügung zu stellen. Sie sollen an den Interessen junger Menschen anknüpfen und 
von ihnen mitbestimmt und mitgestaltet werden, sie zur Selbstbestimmung befähigen und zu 
gesellschaftlicher Mitverantwortung und zu sozialem Engagement anregen und hinführen.  
 
(2) Jugendarbeit wird angeboten von Verbänden, Gruppen und Initiativen der Jugend, von anderen 
Trägern der Jugendarbeit und den Trägern der öffentlichen Jugendhilfe. Sie umfasst für Mitglieder 
bestimmte Angebote, die offene Jugendarbeit und gemeinwesenorientierte Angebote.  
 
(3) Zu den Schwerpunkten der Jugendarbeit gehören:  

1. außerschulische Jugendbildung mit allgemeiner, politischer, sozialer, gesundheitlicher, 
kultureller, naturkundlicher und technischer Bildung,  

2. Jugendarbeit in Sport, Spiel und Geselligkeit,  
3. arbeitswelt-, schul- und familienbezogene Jugendarbeit,  
4.  internationale Jugendarbeit,  
5.  Kinder- und Jugenderholung,  
6. Jugendberatung.  

 
(4) Angebote der Jugendarbeit können auch Personen, die das 27. Lebensjahr vollendet haben, in 
angemessenem Umfang einbeziehen.  

 
§ 13 Jugendsozialarbeit 

(1) Jungen Menschen, die zum Ausgleich sozialer Benachteiligungen oder zur Überwindung 
individueller Beeinträchtigungen in erhöhtem Maße auf Unterstützung angewiesen sind, sollen im 
Rahmen der Jugendhilfe sozialpädagogische Hilfen angeboten werden, die ihre schulische und 
berufliche Ausbildung, Eingliederung in die Arbeitswelt und ihre soziale Integration fördern.  
 
(2) Soweit die Ausbildung dieser jungen Menschen nicht durch Maßnahmen und Programme anderer 
Träger und Organisationen sichergestellt wird, können geeignete sozialpädagogisch begleitete 
Ausbildungs- und Beschäftigungsmaßnahmen angeboten werden, die den Fähigkeiten und dem 
Entwicklungsstand dieser jungen Menschen Rechnung tragen.  
 
(3) Jungen Menschen kann während der Teilnahme an schulischen oder beruflichen Bildungsmaß- 
nahmen oder bei der beruflichen Eingliederung Unterkunft in sozialpädagogisch begleiteten 
Wohnformen angeboten werden. In diesen Fällen sollen auch der notwendige Unterhalt des jungen 
Menschen sichergestellt und Krankenhilfe nach Maßgabe des § 40 geleistet werden.  
 
(4) Die Angebote sollen mit den Maßnahmen der Schulverwaltung, der Bundesagentur für Arbeit, der 
Träger betrieblicher und außerbetrieblicher Ausbildung sowie der Träger von Beschäftigungs- 
angeboten abgestimmt werden.  
 

§ 14 Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz 
(1) Jungen Menschen und Erziehungsberechtigten sollen Angebote des erzieherischen Kinder- und 
Jugendschutzes gemacht werden. 
(2) Die Maßnahmen sollen junge Menschen befähigen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schützen 
und sie zu Kritikfähigkeit, Entscheidungsfähigkeit und Eigenverantwortlichkeit sowie zur Verantwor- 
tung gegenüber ihren Mitmenschen führen. Eltern und andere Erziehungsberechtigte besser 
befähigen, Kinder und Jugendliche vor gefährdenden Einflüssen zu schützen. 
 

§ 29 Soziale Gruppenarbeit 
Die Teilnahme an sozialer Gruppenarbeit soll älteren Kindern und Jugendlichen bei der Überwindung 
von Entwicklungsschwierigkeiten und Verhaltensproblemen helfen. Soziale Gruppenarbeit soll auf der 
Grundlage eines gruppenpädagogischen Konzepts die Entwicklung älterer Kinder und Jugendlicher 
durch soziales Lernen in der Gruppe fördern. 
 



§ 81 Zusammenarbeit mit anderen Stellen und öffentl ichen Einrichtungen 
Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben mit anderen Stellen und öffentlichen Einrichtungen, 
deren Tätigkeit sich auf die Lebenssituation junger Menschen und ihrer Familien auswirkt, 
insbesondere mit:  

1. Schulen und Stellen der Schulverwaltung,  
2. Einrichtungen und Stellen der beruflichen Aus- und Weiterbildung, 
3. Einrichtungen und Stellen des öffentlichen Gesundheitsdienstes und sonstigen Einrichtungen 

des Gesundheitsdienstes,  
4. den Stellen der Bundesagentur für Arbeit,  
5. den Trägern anderer Sozialleistungen,  
6. der Gewerbeaufsicht,  
7. den Polizei- und Ordnungsbehörden,  
8. den Justizvollzugsbehörden und  
9. Einrichtungen der Ausbildung für Fachkräfte, der Weiterbildung und der Forschung im 

Rahmen ihrer Aufgaben und Befugnisse zusammenzuarbeiten.  
 

§ 8 Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
(1) Kinder und Jugendliche sind entsprechend ihrem Entwicklungsstand an allen sie betreffenden 
Entscheidungen der öffentlichen Jugendhilfe zu beteiligen. Sie sind in geeigneter Weise auf ihre 
Rechte im Verwaltungsverfahren sowie im Verfahren vor dem Familiengericht und dem 
Verwaltungsgericht hinzuweisen. 
(2) Kinder und Jugendliche haben das Recht, sich in allen Angelegenheiten der Erziehung und 
Entwicklung an das Jugendamt zu wenden. 
(3) Kinder und Jugendliche haben Anspruch auf Beratung ohne Kenntnis des Personensorge- 
berechtigten, wenn die Beratung auf Grund einer Not- und Konfliktlage erforderlich ist und solange 
durch die Mitteilung an den Personensorgeberechtigten der Beratungszweck vereitelt würde. § 36 des 
Ersten Buches bleibt unberührt. 
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§ 34 Anspruch auf sonderpädagogische Förderung  
(1) Kinder und Jugendliche, die zur Entwicklung ihrer geistigen, körperlichen, seelischen, sozialen 
oder kommunikativen Fähigkeiten sonderpädagogischer Hilfen bedürfen, haben einen Anspruch auf 
sonderpädagogische Förderung in der Schule. Sie erhalten sonderpädagogische Förderung und 
erforderlichenfalls im Benehmen mit dem örtlichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe individuelle 
Hilfen. Im Rahmen der sonderpädagogischen Förderung ist auch eine sozialpädagogische Begleitung 
vorzusehen. 
 
§ 40 Öffnung der Schule 
(1) Die Öffnung der Schulen gegenüber ihrem gesellschaftlichen Umfeld ist zu fördern. Sie kann durch 
Zusammenarbeit der Schule mit anderen Schulen, mit außerschulischen Einrichtungen, Betrieben, 
Vereinen, Trägern der Jugendhilfe und Institutionen geschehen. Berufliche Schulen sollen 
insbesondere mit Trägern der beruflichen Weiterbildung in der Region zusammenarbeiten. 
 (2) Geeignete Formen der Zusammenarbeit nach Absatz 1 können in den Unterricht einbezogen 
werden. 
(3) Die Schule kann im Unterricht und bei anderen Schulveranstaltungen geeignete Personen zur 
Unterstützung unter Verantwortung der Lehrerinnen und Lehrer einsetzen. Ein Anspruch auf 
Entschädigung für die Tätigkeit besteht nicht. 
 
§ 59 Sozialpädagogische Beratung 
Die sozialpädagogische Beratung, Begleitung und Betreuung durch den örtlichen Träger der 
öffentlichen Jugendhilfe in Zusammenarbeit mit den jeweiligen Lehrerinnen und Lehrern, 
insbesondere den Klassen- und den Beratungslehrerinnen und -lehrern, dient der Unterstützung von 
Schülerinnen und Schülern und Erziehungsberechtigten bei der Überwindung von 
Lernschwierigkeiten, Erziehungsproblemen und beim Übergang in die berufliche Bildung und während 
der beruflichen Bildung. Die Schulen und die Stellen der Schulverwaltung haben mit den Trägern der 
öffentlichen Jugendhilfe zusammenzuarbeiten. 
 
 



§ 59a Kooperative Erziehungs- und Bildungsangebote 
(1) Im Einvernehmen mit den örtlichen Trägern der öffentlichen Jugendhilfe können an Schulen 
kooperative Erziehungs- und Bildungsangebote eingerichtet werden, die zusätzlich Leistungen der 
Jugendhilfe umfassen. Die Zusammenarbeit bedarf einer Vereinbarung zwischen der Schule, wobei 
dort ein Beschluss der Schulkonferenz erforderlich ist, dem Schulträger und dem Träger der 
Jugendhilfe. Dabei können Regelungen getroffen werden, die von für die Schule geltenden 
organisatorischen Vorschriften durch oder aufgrund dieses Gesetzes abweichen. Kooperative 
Erziehungs- und Bildungsangebote einschließlich der Vereinbarung nach Satz 2 bedürfen der 
Genehmigung der zuständigen Schulbehörde und des zuständigen Trägers der öffentlichen 
Jugendhilfe. 
 
(2) Schülerinnen und Schüler, die durch Schulverweigerung, Schul- oder Unterrichtsabwesenheit 
auffällig sind, können durch kooperativen Erziehungs- und Bildungsangebote zeitweilige Möglichkeiten 
zur Wiedereingliederung erhalten, wenn diese Angebote die geeignete Hilfe darstellen. 
 
(3) Die Teilnahme an kooperativen Erziehungs- und Bildungsangeboten wird auf die Erfüllung der 
Schulpflicht angerechnet. 
 
(4) Über die Nutzung des kooperativen Erziehungs- und Bildungsangebots entscheidet die zuständige 
Schulbehörde. Sie ordnet nach Beendigung der Maßnahme den Besuch der örtlich zuständigen 
Schule an. § 46 Absatz 3 findet Anwendung. Die Aufnahme in kooperative Erziehungs- und 
Bildungsangebote bedarf der Zustimmung des örtlichen Trägers der öffentlichen Jugendhilfe. 
 
 


